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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht über die Ergebnisse der Verhandiungen zum Vorschlag eines Beschlusses 
des Rates über die Entsprechung der berufiichen Befähigungsnachweise 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 


Entsprechend der Bitte des Deutschen Bundestages 
in seinem Beschluß vom 7. Juni 1984 (Drucksache 
10/1422) zum Vorschlag der EG-Kommission für ei- 
nen Beschluß des Rates über die Entsprechung der 
beruflichen Befähigungsnachweise zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft be- 
richtet die Bundesregierung wie folgt; 

1. Der Rat hat am 16. Juli 1985 die als Anlage 1 bei- 
gefügte Entscheidung erlassen. 

Die deutsche Delegation hat zwei Erklärungen 
zu den Erwägungsgründen abgegeben (An- 
lage 2). 

2. Das Ergebnis der Verhandlungen wird von der 
Bundesregierung wie folgt beurteilt: 

2.1 Der Beschluß stellt einen Kompromiß dar, der 
die deutsche Seite nicht in allen Punkten voll 
befriedigt. Das Ergebnis ist jedoch für die 
Bundesregierung tragbar. 

2.2 Den Bedenken des Bundesrates ist weitge- 
hend Rechnung getragen worden. 

Der Bundesrat hatte trotz Anerkennung der 
Bemühungen der EG, zu einer gegenseitigen 
Anerkennung von Abschlußzeugnissen der 
Mitgliedstaaten auf Gemeinschaftsebene zu 
kommen, im Ergebnis gegen den gesamten 
Beschlußentwurf grundsätzlich Bedenken er- 
hoben, soweit er die Berufsbildung in berufs- 
bildenden Schulen und Hochschulen zum Ge- 
genstand hat. Der Bundesrat hatte insbeson- 
dere die Ausdehnung des Begriffes „Berufs- 
bildung“ auf den tertiären Bereich in dem Be- 
schluß für vertragswidrig gehalten. Weiterhin 
hatte er sich gegen eine gemeinsame Politik 


im Bildungswesen ausgesprochen, die zu ei- 
ner Angleichung der Struktur der Bildungssy- 
steme führt oder führen soll. Schließlich hatte 
der Bundesrat Bedenken gegen die dem Vor- 
schlag beigefügte Definition einer Gemein- 
schaftsstruktur der Ausbildungsstufen ge- 
äußert und das gesamte Entsprechungsver- 
fahren als zu aufwendig und in der Sache 
ohne große Erfolgsaussichten bezeichnet. Der 
Bundesrat hatte statt dessen angeregt, bina- 
tionale Abkommen über die gegenseitige 
Anerkennung beruflicher Prüfungszeugnisse 
mit geeigneten europäischen Staaten anzu- 
streben. 

Dazu ist folgendes zu bemerken: 

a) Die j etzt vom Rat angenommene Entschei- 
dung soll nur die Information über be- 
stehende berufliche Teilqualifikationen 
verbessern und keine Angleichung der 
Systeme zum Inhalt haben. Abgesehen da- 
von wollte die Bundesregierung in Über- 
einstimmung mit dem Deutschen Bundes- 
tag aus europapolitischen Gründen dem 
Beschluß nicht grundsätzlich widerspre- 
chen. 

Eine gegenseitige Anerkennung der 
Gleichwertigkeit der beruflichen Befähi- 
gungsnachweise (Prüfungszeugnisse) der 
Mitgliedstaaten auf Gemeinschaftsebene 
wäre zwar wünschenswert, ist aber wegen 
der unterschiedlichen Bildungssysteme 
und der Berufsschneidungen in den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft unbestrit- 
ten für die Facharbeiterebene z. Z. nicht 
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möglich. Binationale Abkommen über die 
gegenseitige Anerkennung der Gleichwer- 
tigkeit beruflicher Prüfungszeugnisse las- 
sen sich aus demselben Grund nicht leicht 
vereinbaren und sind — wie die Erfahrung 
mit Frankreich gezeigt hat — sehr auf- 
wendig in der Umsetzung. Sie sind zwar 
weiterhin in geeigneten Fällen anzustre- 
ben, führen jedoch nicht zu schnellen Er- 
gebnissen. Die Bundesregierung hält da- 
gegen das jetzt vom Rat beschlossene Ar- 
beits- und Informationsverfahren über die 
Feststellung von Entsprechungen der Be- 
fähigungsnachweise auf Facharbeiter- 
ebene für einen geeigneten, politisch not- 
wendigen und sinnvollen Schritt in Rich- 
tung einer größeren Transparenz beste- 
hender beruflicher Qualifikationsnach- 
weise. 

b) Das vorgeschlagene und jetzt auch be- 
schlossene Arbeitsverfahren zur Feststel- 
lung der Entsprechungen, das von der 
Kommission zusammen mit dem „Bera- 
tenden Ausschuß für die Berufsausbil- 
dung“ nach langjährigen Diskussionen 
erarbeitet worden ist, ist relativ wenig auf- 
wendig und gibt den bei der Prüfung der 
Entsprechungen eingesetzten nationalen 
Sachverständigen zusätzlich die Möglich- 
keit, Informationen auszutauschen und 
sich mit den Berufsbildungssystemen der 
anderen Mitgliedstaaten vertraut zu ma- 
chen. Dies ist ein nützlicher und nicht zu 
unterschätzender Nebeneffekt. 

c) Ob und ggf. wieweit die EG rechtlich 
befugt ist, Beschlüsse über den Hochschul- 
bereich zu treffen, kann hier dahingestellt 
bleiben. Diese Frage wird nach der neue- 
sten Rechtsprechung des EuGH einer 
gründlichen Prüfung zu unterziehen sein. 
Der am 16. Juli 1985 getroffene Ratsbe- 
schluß bezieht sich jedenfalls nur auf Be- 
fähigungsnachweise der Facharbeiter. 
Wenn andere Ausbildungsstufen — so z. B. 
die der beruflichen Fortbildung — in das 
Entsprechungsverfahren einbezogen wer- 
den sollen, ist in jedem Falle ein neuer 
Ratsbeschluß erforderlich. 

Im übrigen wird sich die Bundesregierung 
weiter für die verstärkte Förderung der 
Mobilität im Hochschulbereich und die Er- 
leichterung der gegenseitigen akademi- 
schen Anerkennung der Hochschuldi- 
plome in der seit 1974 bestehenden Zusam- 
menarbeit im Bildungsbereich im Rah- 
men der EG einsetzen, die in voller Über- 
einstimmung mit den Ländern erfolgt. 
Dies ist insbesondere in den unter deut- 
schem Vorsitz verabschiedeten Schlußfol- 
gerungen des Rates und der im Rat verei- 
nigten EG-Bildungsmihister zur Förde- 
rung der Mobilität im Hochschulbereich 
vom 2. Juni 1983 und in der Stellungnahme 
der EG-Bildungsminister vom gleichen 
Tage zu der Entschließung des Europäi- 


schen Parlaments vom 11. März 1982 zu ei- 
nem Programm der Gemeinschaft im Bil- 
dungsbereich beschlossen worden. 

2.3 Den Maßgaben des Deutschen Bundestages 

für die Verhandlungsführung und den übri- 
gen Bedenken des Bundes rates konnte die 

Bundesregierung voll entsprechen. 

a) Die im Kommissionsvorschlag enthaltene 
verbindliche Definition einer Gemein- 
schaftsstruktur mit fünf Ausbildungs- 
stufen, die nicht der Wirklichkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht, 
konnte verhindert werden. 

In dem Beschluß wird jetzt nicht mehr von 
einer „Gemeinschaftsstruktur“, sondern 
nur noch von einer „Struktur“ gesprochen. 
Diese, in Artikel 2 Abs. 2 herangezogene 
und im Anhang 1 im einzelnen zur Unter- 
richtung wiedergegebene, Struktur soll 
der Kommission lediglich als unverbind- 
licher Arbeitshinweis (Referenz) dienen. 
Zusätzlich ist auf Initiative der Bundes- 
regierung in den Erwägungsgründen deut- 
lich gemacht, daß die Struktur nicht alle in 
der Entwicklung befindlichen Bildungs- 
systeme der Mitgliedstaaten wiedergibt 
(vgl. den sechsten Erwägungsgrund). 

Die im Anhang 1 enthaltene Definition der 
Ausbildungsstufen konnte dem Bildungs- 
system in der Bundesrepublik weiter an- 
genähert werden. 

Bei der Ausbildungsstufe 1, die es in der 
Bundesrepublik Deutschland als Ausbil- 
dungsstufe allerdings nicht gibt, ist der als 
Zugangsvoraussetzung genannte Pflicht- 
schulabschluß nicht mehr genannt. Die 
Stufe 4, die ebenfalls für die Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht zutrifft, enthielt 
und enthält keinen Hinweis auf Fachhoch- 
schulen. Die deutschen Fachhochschulen 
wären der Stufe 5 zuzuordnen. 

b) Der Informationscharakter der Maß- 
nahme konnte in Artikel 1 deutlich her- 
ausgestellt werden. 

c) Die übrigen mit dem Beschluß verbunde- 
nen Verfahren konnten weitgehend ver- 
einfacht werden. So wird auf Vorschlag 
der Bundesregierung nicht mehr die von 
der Kommission vorgeschlagene Individu- 
albescheinigung ausgestellt. Inhaber be- 
ruflicher Befähigungsnachweise erhalten 
jetzt nur auf Antrag ein beruf s- oder be- 
rufsfeldbezogenes Informationsblatt über 
die Entsprechung ihres Befähigungsnach- 
weises mit den Befähigungsnachweisen 
anderer Mitgliedstaaten ausgehändigt. 
Dieses Informationsblatt kann dann dem 
nationalen Befähigungsnachweis bei der 
Bewerbung beigefügt werden (vgl. 
Artikel 3 6. Spiegelstrich und Artikel 4 
Abs. 3). 

Die Berichtspflichten sind zeitlich ge- 
streckt worden. 
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Anlage 1 


Entscheidung des Rates vom 16. Juli 1985 über die Entsprechungen der beruflichen 
Befähigungsnachweise zwischen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 

(85/368/EWG) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 128, 

gestützt auf den Beschluß 63/266/EWG des Rates 
vom 2. April 1963 über die Aufstellung allgemeiner 
Grundsätze für die Durchführung einer gemeinsa- 
men Politik der Berufsausbildung^), insbesondere 
den achten Grundsatz, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission in der 
Fassung vom 17. Juli 1984, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der achte Grundsatz des Beschlusses 63/266/EWG 
setzt das Ziel, „eine gegenseitige Anerkennung der 
Zeugnisse und sonstigen Urkunden über den Ab- 
schluß der Berufsausbildung zu erreichen“. 

In der Entschließung des Rates vom 6. Juni 1974^) 
über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise wird die Aufstellung einer Liste der Befähi- 
gungsnachweise, die als gleichwertig anerkannt 
sind, gefordert. 

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft wird durch das Fehlen der genannten 
gegenseitigen Anerkennung insofern beeinträchtigt, 
als dadurch die Arbeitnehmer, die in einem Mit- 
gliedstaat eine Beschäftigung suchen, die in einem 
anderen Mitgliedstaat erworbenen beruflichen Be- 
fähigungsnachweise nur in begrenztem Umfang gel- 
tend machen können. 

Die beruflichen Bildungssysteme in der Gemein- 
schaft weisen tiefgreifende Unterschiede auf; sie 
selbst müssen ständig an die neuen Gegebenheiten 
angepaßt werden, die sich aus den Auswirkungen 
des technologischen Wandels auf die Beschäftigung 
und die Tätigkeitsinhalte ergeben. 

In der Entschließung des Rates vom 11. Juli 1983 zur 
Berufsbildungspolitik der Europäischen Gemein- 
schaft während der 80er Jahre wird die notwen- 


1) ABI. Nr. 63 vom 20. April 1963, S. 1338/63 

2) ABI. Nr. C 77 vom 19. März 1984, S. 11 

3) ABI. Nr. C 35 vom 9. Februar 1984, S. 12 
ABI. Nr. C 98 vom 20. August 1974, S. 1 
ABI. Nr. C 193 vom 20. Juli 1983, S. 2 


dige Abstimmung der Politik im Bereich der Berufs- 
ausbildung bekräftigt und gleichzeitig die Verschie- 
denheit der Ausbildungssysteme in den Mitglied- 
staaten anerkannt, welche ein flexibles Vorgehen 
auf Gemeinschaftsebene erfordert. 

Als erster Schritt zur Verwirklichung der Ziele, die 
im achten Grundsatz des Beschlusses 63/266/EWG 
festgelegt sind, konnte eine von der Kommission mit 
Unterstützung des Beratenden Ausschusses für die 
Berufsausbildung erarbeitete Struktur der Ausbil- 
dungsstufen als Referenz herangezogen werden, die 
allerdings nicht alle sich in Entwicklung befindli- 
chen Bildungssysteme der Mitgliedstaaten wieder- 
gibt. 

Innerhalb dieser Struktur konnte für die Facharbei- 
ter und ausgewählte vorrangige Berufsgruppen eine 
Beschreibung der praktischen beruflichen Anforde- 
rungen erstellt und die entsprechenden beruflichen 
Befähigungsnachweise in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten ermittelt werden. 

In den Beratungen mit den betreffenden Berufs- 
zweigen hat sich gezeigt, daß diese Ergebnisse den 
Unternehmern, den Arbeitnehmern und den Behör- 
den wertvolle Informationen über die Entsprechung 
der beruflichen Befähigungsnachweise liefern kön- 
nen. 

Auf Anraten des Beratenden Ausschusses für die 
Berufsausbildung und in Zusammenarbeit mit den 
Arbeitgebern, den Arbeitnehmern und den für die 
betreffenden Sektoren zuständigen öffentlichen 
Stellen könnte die gleiche grundlegende Methodolo- 
gie auf andere Berufe oder Berufsgruppen ange- 
wandt werden. 

Es ist daher wichtig, rasch Fortschritte im Hinblick 
auf die Entsprechungen der beruflichen Befähi- 
gungsnachweise für alle Facharbeiter zu erzielen 
und dann die Arbeiten so bald wie möglich auf an- 
dere Ausbildungsstufen auszudehnen. 

Es ist zweckmäßig, daß alle notwendigen Stellung- 
nahmen und insbesondere die Stellungnahme des 
Beratenden Ausschusses für die Berufsausbildung 
vorliegen und die fachliche Unterstützung des Euro- 
päischen Zentrums für die Förderung der Berufsbil- 
dung in Anspruch genommen werden kann; die Mit- 
gliedstaaten und die Kommission sollen die Mög- 
lichkeit haben, nach den bestehenden Verfahren 
vorzugehen. 

Der Beratende Ausschuß für die Berufsausbildung 
hat seine Stellungnahme auf der Sitzung vom 18. 
und 19. Januar 1983 abgegeben. 
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Die Nummer 21 des Berichts des Ausschusses für 
das Europa der Bürger vom 29. und 30. März 1985 ist 
berücksichtigt worden — 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Ziel, den Arbeitnehmern die Möglichkeit zu 
geben, ihre Befähigungsnachweise vor allem für den 
Zugang zu einer angemessenen Beschäftigung in ei- 
nem anderen Mitgliedstaat besser zu verwenden, er- 
fordert für die Teile der praktischen beruflichen An- 
forderungen, die von den Mitgliedstaaten für die Ar- 
beitnehmer im Rahmen des Artikels 128 des Vertra- 
ges gemeinsam festgestellt worden sind, ein schnel- 
leres gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten 
und der Kommission, um die Entsprechung der be- 
ruflichen Befähigungsnachweise in der Gemein- 
schaft festzustellen und die Unterrichtung darüber 
zu verbesern. 

Artikel 2 

(1) Die Kommission leitet in enger Zusammenar- 
beit mit den Mitgliedstaaten Arbeiten ein, um die in 
Artikel 1 festgelegten Ziele auf dem Gebiet der Ent- 
sprechung der beruflichen Befähigungsnachweise 
zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten für 
spezifische Berufe oder Berufsgruppen zu erreichen. 

(2) Für die Arbeiten kann die von der Kommission 
mit Unterstützung des Beratenden Ausschusses für 
die Berufsausbildung erarbeitete Struktur der Aus- 
bildungsstufen als Referenz herangezogen werden. 

Der Text der genannten Struktur ist zur Unterrich- 
tung im Anhang dieser Entscheidung wiedergege- 
ben. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Arbeiten konzen- 
trieren sich vorrangig auf die beruflichen Befähi- 
gungsnachweise der Facharbeiter in den gemein- 
sam festgelegten Berufen oder Berufsgruppen. 

(4) Der Geltungsbereich dieser Entscheidung 
könnte später erweitert werden, damit auf Vor- 
schlag der Kommission weitere Arbeiten über an- 
dere Ausbildungsstufen eingeleitet werden können. 

(5) Als gemeinsamer Bezugsrahmen für die Be- 
rufssystematik gilt das SEDOC-Verzeichnis, das bei 
dem Europäischen System für die Übermittlung von 
Stellen- und Bewerberangeboten soweit wie möglich 
verwendet wird. 

Artikel 3 

Die Kommission wendet bei der Feststellung der 
Entsprechungen der beruflichen Befähigungsnach- 
weise das folgende Arbeitsverfahren in enger Zu- 
sammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und den Or- 
ganisationen der Sozialpartner auf Gemeinschafts- 
ebene an: 

— Auswahl der relevanten Berufe oder Berufsgrup- 
pen auf Vorschlag der Mitgliedstaaten oder der 


zuständigen Organisationen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer auf Gemeinschaftsebene; 

— Ausarbeitung von auf Gemeinschaftsebene ge- 
meinsam festgestellten Beschreibungen der 
praktischen beruflichen Anforderungen für die 
im ersten Gedankenstrich genannten Berufe 
oder Berufsgruppen; 

— Zuordnung der in den verschiedenen Mitglied- 
staaten anerkannten beruflichen Befähigungs- 
nachweise zu den im zweiten Gedankenstrich ge- 
nannten Beschreibungen der praktischen beruf- 
lichen Anforderungen; 

— Erstellung von Übersichten mit Angaben über 

a) die Kennziffer der SEDOC-Berufssystematik 
und der einzelstaatlichen Berufssystematik; 

b) die Stufe der Berufsbildung; 

c) die für jeden Mitgliedstaat zutreffenden Be- 
ruf sbe Zeichnungen und die entsprechenden 
beruflichen Befähigungsnachweise; 

d) die für die Vermittlung der Berufsbildung zu- 
ständigen Organisationen und Einrichtun- 
gen; 

e) die Behörden und Stellen, welche Diplome, 
Prüfungszeugnisse oder sonstige Nachweise 
über einen Erwerb einer Berufsbildung aus- 
stellen oder anerkennen; 

— Veröffentlichung der einvernehmlich festgeleg- 
ten gemeinschaftlichen Beschreibungen der 
praktischen beruflichen Anforderungen und der 
vergleichenden Übersichten im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften; 

— Erstellung eines Musters eines Informationsblat- 
tes für jeden Beruf oder jede Berufsgruppe im 
Sinne von Artikel 4 Abs. 3, das im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften zu veröffentli- 
chen ist; 

— Verbreitung der Informationen über die festge- 
stellten Entsprechungen an alle einschlägigen 
Stellen auf nationaler, regionaler und örtlicher 
Ebene sowie in allen betroffenen beruflichen 
Sektoren. 

Die Maßnahme der Kommission könnte durch eine 
Datenbank auf Gemeinschaftsebene unterstützt 
werden, wenn die Erfahrung zeigt, daß ihre Errich- 
tung notwendig ist. 

Artikel 4 

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt nach Möglichkeit 
im Rahmen der bestehenden Strukturen eine einzel- 
staatliche Koordinierungsstelle, die — in enger Zu- 
sammenarbeit mit den Sozialpartnern und den be- 
troffenen beruflichen Sektoren — für die angemes- 
sene Informationsverbreitung an alle beteiligten 
Stellen verantwortlich ist. Die Mitgliedstaaten be- 
nennen ferner das Organ, das mit den Koordinie- 
rungsstellen der anderen Mitgliedstaaten und mit 
der Kommission Kontakt hält. 
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(2) Die Koordinierungsstellen der Mitgliedstaaten 
sind dafür zuständig, geeignete Verfahren zur Infor- 
mation auf dem Gebiet der Berufsbildung für alle 
zuständigen Stellen auf nationaler, regionaler und 
örtlicher Ebene sowie für ihre eigenen Staatsange- 
hörigen, die in anderen Mitgliedstaaten arbeiten 
wollen, und für die Arbeitnehmer aus anderen Mit- 
gliedstaaten über die festgelegten Entsprechungen 
zu entwickeln. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Stellen können in 
allen Mitgliedstaaten auf Antrag ein Informations- 
blatt nach dem in Artikel 3 sechster Gedankenstrich 
genannten Muster aushändigen, das der Arbeitneh- 
mer dem Arbeitgeber gemeinsam mit dem Original 
des Befähigungsnachweises vorlegen kann. 

(4) Die Kommission hat den Auftrag, die Prüfung 
der vom Ausschuß für das Europa der Bürger unter 
Nummer 21 seines Berichts vom 29./30. März 1985 
beantragten Einführung des europäischen Berufs- 
bildungspasses fortzusetzen. 

(5) Die Kommission leistet den in Absatz 2 ge- 
nannten Stellen auf deren Ersuchen die erforder- 
liche Unterstützung und Beratung bei der Vorberei- 
tung und Verwirklichung der in Absatz 2 genannten 
Maßnahmen, einschließlich der Abstimmung und 
Überprüfung der einschlägigen fachlichen Unterla- 
gen. 

Artikel 5 

Die Kommission wird in enger Zusammenarbeit 
mit den von den Mitgliedstaaten benannten einzel- 
staatlichen Koordinierungsstellen 

— die einvernehmlich festgelegten gemeinschaftli- 
chen Beschreibungen der praktischen berufli- 


Geschehen zu Brüssel am 16. Juli 1985 


chen Anforderungen und die vergleichenden 
Übersichten über die Entsprechung der berufli- 
chen Befähigungsnachweise in enger Zusam- 
menarbeit mit den Mitgliedstaaten und den Or- 
ganisationen der Sozialpartner auf Gemein- 
schaftsebene in angemessenen, regelmäßigen 
Zeitabständen überprüfen und auf den neuesten 
Stand bringen; 

— im Bedarfsfall Vorschläge für eine effizientere 
Arbeitsweise des Systems unterbreiten, ein- 
schließlich weiterer Maßnahmen, mit denen die 
Lage hinsichtlich der Entsprechung der berufli- 
chen Befähigungsnachweise verbessert werden 
kann; 

— im Bedarfsfall bei technischen Schwierigkeiten 
der zuständigen einzelstaatlichen und fachlichen 
Stellen Hilfestellung leisten; 

Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat legt der Kommission erstmals 
zwei Jahre nach Annahme dieser Entscheidung und 
danach alle vier Jahre einen Bericht über die prak- 
tische Anwendung dieser Verfahren und der Ergeb- 
nisse vor. 

Die Kommission legt in entsprechenden Zeitabstän- 
den einen Bericht über ihre Arbeiten und die An- 
wendung dieser Entscheidung in den Mitgliedstaa- 
ten vor. 

Artikel? 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten und 
die Kommission gerichtet. 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M. FISCHBACH 


5 



Drucksache 10/5193 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Anhang 


Struktur der Ausbildungsstufen nach Artikel 2 Abs. 2 der Entscheidung 

85/368/EWG 

STUFE 1 

Zugang: Pflichtschule und Einführung in den Beruf 

Diese Einführung in den Beruf erfolgt in einer Schule, in außerschulischen Aus- 
bildungsstätten oder im Betrieb. Theoretische Kenntnisse und praktische Fertig- 
keiten werden nur in sehr begrenztem Umfang vermittelt. 

Diese Ausbildung erlaubt die Ausführung relativ einfacher Arbeiten und läßt sich 
verhältnismäßig schnell erwerben. 


STUFE 2 

Zugang: Pflichtschule und Berufsausbildung (einschließlich Lehre) 

Auf dieser Stufe wird eine abgeschlossene Qualifizierung für eine bestimmte 
Tätigkeit und die Beherrschung der entsprechenden Geräte und Verfahren er- 
worben. 

Es handelt sich hierbei hauptsächlich um eine ausführende Arbeit, die im Rah- 
men der erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten selbständig ausgeführt werden 
kann. 


STUFE 3 

Zugang: Pflichtschule und entweder Berufsausbildung und zusätzliche 

Fachausbildung und Qualifizierung oder sonstige Fachausbildung 
auf Sekundarstufe 

Bei dieser Ausbildung werden mehr theoretische Kenntnisse als axif Stufe 2 
erworben. Sie umfaßt hauptsächlich praktische Arbeit, die selbständig ausgeführt 
werden kann und/oder mit Aufgaben im Bereich der Planung und Koordinierung 
verbunden ist. 


STUFE 4 

Zugang: (Allgemein- oder berufsbildende) Sekundarschule und anschließende 
Fachausbildung 

Diese Fachausbildung auf Hochschulniveau erfolgt in Schulen oder anderen Ein- 
richtungen. Damit werden Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt, die an sich 
zum Hochschulbereich gehören. Nicht gefordert wird im allgemeinen die Beherr- 
schung der wissenschaftlichen Grundlagen der verschiedenen Bereiche. Diese 
Fähigkeiten und Kenntnisse ermöglichen insbesondere eigenverantwortliche 
Arbeit im Bereich der schöpferischen Planung und/oder Verwaltung und/oder 
Betriebsführung. 


STUFE 5 

Zugang: (Allgemein- oder berufsbildende) Sekundarschule und abgeschlossene 
höhere Ausbildung 

Diese Ausbildung führt im allgemeinen zur Berufsausübung als Arbeitnehmer 
oder Selbständiger, Verlangt wird die Beherrschung der wissenschaftlichen 
Grundlagen des Berufes. Die zur Berufsausbildung erforderlichen Qualifikatio- 
nen können auf diesen verschiedenen Stufen erworben werden. 
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Anlage 2 


EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN 
DER RAT 


Brüssel, den 21. Juni 1985 (26. 06) 

(OR. f) 


Beratungsergebnisse des Ausschusses der Ständigen Vertreter für den Rat 
„Arbeit und Sozialfragen“ 

(Tagung am 13. Juni 1985) 

Nr. Vordok. 6801/85 SOC 144 


Betrifft: Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die Entsprechung der 
beruflichen Befähigungsnachweise zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften 
— Wortlaut des verfügenden Teils 


In Anlage II sind folgende Erklärungen hinzuzufügen: 

Erklärung zum Erwägungsgrund Nr. 4 

„Die deutsche Delegation erklärt, daß die gegenseitige Anerkennung der Gleich- 
wertigkeit der Befähigungsnachweise der Mitgliedstaaten noch nicht möglich 
ist.“ 

Erklärung zum Erwägungsgrund Nr. 11 

Die deutsche Delegation geht davon aus, daß die Kommission bei ihrer engen 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und den Sozialpartnern auf Gemein- 
schaftsebene keine Entscheidungen trifft, die von diesen nicht mitgetragen wer- 
den können. 
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